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Bild der Titelseite:
Balkonsanierung in der Siedlung Alt-Wittenau

Bundesminister 

Tiefensee besucht die

„Freie Scholle“

Im Rahmen eines Siedlungs-

spazierganges begutach-

tete der Bundesminister

Wolfgang Tiefensee die

denkmalgeschützte Sied-

lung in Berlin-Tegel.

Gedenktafel für Marie Schlei

Unser Vorstandsmitglied Jürgen Hochschild und der Vorsitzende

der AWO-Berlin Hans Nisblé enthüllen die Gedenktafel am Allmen-

deweg 112 in Berlin-Tegel.

Öffentliche Übergabe der Treppenanlage 

in der Egidystraße, Berlin-Tegel

Über 100 Genossenschaftsmitglieder kamen zu diesem kleinen

Umtrunk.

Vorstandsmitglied Jörg Schmidt und der Vorsitzende der Bau-

kommission des Aufsichtsrates Heinz Liepold durchschnitten 

das Band und übergaben die Treppenanlage der Öffentlichkeit.
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Matthias Schebsdat                                                                 seit 04.06.1996
Christianna Simon                   Schriftführerin                        seit 07.06.2007
Bernhard Stein                                                                       seit 10.06.2004

Ausschüsse des Aufsichtsrates

Revisionskommission

Harald Nehls, Vors.
Karl-Heinz Köhler

Matthias Schebsdat
Christianna Simon

Baukommission

Heinz Liepold, Vors.
Christoph Bayer
Stefan Schalow
Bernhard Stein

Vorstand

Jürgen Hochschild seit 01.12.1986
Rainer Klinke bis 31.03.2009

Jörg Schmidt seit 01.04.2009



Gemäß Genossenschaftsgesetz und Satzung ist es
die Aufgabe des Aufsichtsrates, den Vorstand zu för-
dern, zu beraten und zu überwachen. Dazu hat sich
der Aufsichtsrat im Geschäftsjahr 2009 vom Vorstand
durch mündliche und schriftliche Berichte über die
Lage der Genossenschaft sowie wesentliche Vor-
gänge aus der Geschäftsführung informieren lassen
und war an allen wichtigen unternehmerischen Ent-
scheidungen beteiligt. Er ist in regelmäßigen
gemeinsamen Sitzungen von Vorstand und Auf-
sichtsrat seinen Beratungs- und Überwachungs-
pflichten in vollem Umfang nachgekommen. Darü-
ber hinaus wurde der Vorsitzende des Aufsichtsrates
vom Vorstand laufend über wichtige Entwicklungen
und anstehende Entscheidungen unterrichtet. Der
Aufsichtsrat dankt dem Vorstand ganz ausdrücklich
für die Bereitschaft, den Aufsichtsrat deutlich über
die gesetzlichen Pflichten hinaus zeitnah und umfas-
send zu informieren und für Fragen zur Verfügung
zu stehen.

Sitzungen und Versammlungen

Im Berichtsjahr 2009 wurden vom Aufsichtsrat ein-
berufen:

1 ordentliche Vertreterversammlung
1 Informations- und Seminarveranstaltung 

für die Mitglieder der Vertreterversammlung
6 gemeinsame Sitzungen von 

Vorstand und Aufsichtsrat
4 Sitzungen des Aufsichtsrates
3 Sitzungen der Revisionskommission
2 Sitzungen der Baukommission

Schwerpunktthemen

Einige Schwerpunkte, mit denen sich der Aufsichts-
rat in seinen Sitzungen, den Kommissionssitzungen
und in den gemeinsamen Sitzungen mit dem Vor-
stand beschäftigte, waren:

– das Instandhaltungsprogramm 2009 (Maßnahmen,
Budget und Organisation des Regiebetriebes)

– der Wirtschafts- und Finanzplan 2009
– die mittelfristige Erfolgs- und Finanzplanung
– der Jahresabschluss 2008 (einschließlich der 

Bilanz-Analyse und Kontenprüfung)
– die Vorlage und Beratung des Prüfungsberichtes 

2008 des BBU
– die Prüfung der Jahresvermietung 2009 (Prüfung 

aller Wohnungswechsel und -vergaben)
– die Analyse der Entwicklung der Vermietungs-

situation und der Forderungen aus Nutzungs-
gebühren

– die Analyse und Bewertung der wirtschaftlichen 
Entwicklung der Beteiligungen Verbund Nord-
berliner Wohnungsbaugenossenschaften GmbH 
und IMQ Nordverbund GmbH und deren Neu-
bewertungen

– die Prüfung der Durchführung der Balkonanbau-
ten (Siedlung Alt-Wittenau)

– Analyse und Bewertung aktueller Rechtsände-
rungen in der Wohnungswirtschaft

– Vorbereitung der Neufassung der Satzung der 
Genossenschaft

In ihren Sitzungen hat die Revisionskommission
über alle wesentlichen wirtschaftlichen und finanzi-
ellen Angelegenheiten beraten und entsprechende
Beschlussfassungen für den Aufsichtsrat vorberei-
tet. Neben der Prüfung der Vergabe von Wohnraum
nach den Vergaberichtlinien, die zu keinerlei Bean-
standungen führte, ließen sich die Kommissions-
mitglieder ausführlich über die Entwicklung der Nut-
zungsgebühren informieren und verglichen diese
mit dem Berliner Mietspiegel.  

Die Baukommission hat sich in ihren Sitzungen aus-
führlich über alle laufenden Bau- und größeren
Instandhaltungsmaßnahmen informieren lassen.
Schwerpunkte waren hierbei die Fertigstellung der
Balkonanbauten in der Siedlung Alt-Wittenau und die
bevorstehenden Maßnahmen in der Siedlung Rosen-
treterpromenade.

Das Ziel unserer Genossenschaft und das nach wie
vor wichtigste Anliegen von Vorstand und Aufsichts-
rat ist die langfristige Sicherung einer guten, siche-
ren und sozial verantwortbaren Wohnungsversor-
gung der Mitglieder. Die zukünftigen Schwerpunkte
der Arbeit von Vorstand und Aufsichtsrat liegen wei-
terhin in der Instandhaltung und damit der nachhal-
tigen Verbesserung des Wohnwertes für unsere Mit-
glieder sowie in der finanziellen Risikovorsorge. 

Bericht des Aufsichtsrates zum Geschäftsjahr 2009
und Bemerkungen zum Jahresabschluss 2009

4

Bericht des Aufsichtsrates zum Geschäftsjahr 2009
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Seit mehreren Jahren nehmen der Aufsichtsrat und
der Vorstand eine Analyse und Bewertung der tech-
nischen, finanziellen und organisatorischen Risiken
der „Freien Scholle“ vor. Vor dem Hintergrund der
weltweit tobenden Finanz- und Vertrauenskrise, die
insbesondere auch die Immobilienbranche trifft, war
diese Schwerpunktsetzung richtig und wichtig. Aus-
gehend von den bisher erarbeiteten Maßnahmen
glaubt der Aufsichtsrat, dass die „Freie Scholle“ wirt-
schaftlich und organisatorisch sowie hinsichtlich der
Risikovorsorge gut aufgestellt ist. Nur durch eine
gute Eigenkapitalquote und ausreichende Liquidität
kann sich die „Freie Scholle“ vor negativen externen
Einflüssen schützen und dem eigenen Anspruch
gerecht werden.

Die stets hinsichtlich möglicher Risiken analysierte
und bewertete Beteiligung Nordverbund stand auch
im Berichtsjahr in besonderem Fokus. Aufgrund der
Empfehlungen des Prüfungsverbandes und eines
von uns in Auftrag gegebenen Gutachtens haben wir
eine Neubewertung dieser Beteiligung vorgenom-
men. 

Verbandsprüfung für das Geschäftsjahr 2008

Der Prüfungsverband hat unsere Genossenschaft für
das Geschäftsjahr 2008 geprüft. Der Prüfungsbericht
und der Jahresabschluss lagen allen Mitgliedern des
Aufsichtsrates vor. 

Der Bericht bestätigt die Ordnungsmäßigkeit des
Jahresabschlusses und der Geschäftsführung. 

Der Prüfungsbericht 2008 wurde beraten und ein-
stimmig zur Kenntnis genommen.

Jahresabschluss 2009

Der Jahresabschluss 2009 ist vom Aufsichtsrat nach
umfangreicher Beratung mit dem Vorstand geprüft
und einstimmig gebilligt worden. Im operativen
Geschäft konnte ein Überschuss in Höhe von
67.933,31 EUR erwirtschaftet werden. Die Neube-
wertung unserer Beteiligung an der Verbund Nord-
berliner Wohnungsbaugenossenschaften GmbH
machte eine einmalige Abschreibung in Höhe von

490.052,60 EUR notwendig. Dadurch endet der Jah-
resabschluss 2009 mit einem Verlust in Höhe von
422.119,29 EUR, der durch die Entnahme aus dem
Bilanzposten „Andere Ergebnisrücklagen“ in gleicher
Höhe ausgeglichen wird. Um weitere mögliche Risi-
ken im Rahmen der Beteiligung an der Nordverbund
auszuschließen, unterstützt der Aufsichtsrat aus-
drücklich die Bemühungen des Vorstandes, die
Anteile der „Freien Scholle“ an dieser GmbH zu ver-
kaufen.

Die Prüfung des Jahresabschlusses 2009 durch den
Verband Berlin-Brandenburgischer Wohnungsun-
ternehmen e. V. steht noch aus.

Der Aufsichtsrat stimmt dem Lagebericht des Vor-
standes für das Geschäftsjahr 2009 zu und empfiehlt
der Vertreterversammlung die Annahme des Jahres-
abschlusses 2009. Gleichzeitig bittet der Aufsichtsrat
die Vertreterversammlung, dem Vorstand Entla-
stung zu erteilen. 

Personalien

Der Baugenosse Jürgen Hochschild wurde zum 
1. Juli 2010 für weitere 5 Jahre als hauptamtliches
Vorstandsmitglied bestellt.

Dank an Vorstand und Mitarbeiter

Abschließend dankt der Aufsichtsrat den Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern der Genossenschaft sowie
dem Vorstand ganz ausdrücklich für die im
Geschäftsjahr 2009 erfolgreich geleistete Arbeit. 

Berlin, im Mai 2010 
Für den Aufsichtsrat

Rainer Schmidt
(Aufsichtsratsvorsitzender)



Die Generalversammlung besteht aus den von den
Mitgliedern der Genossenschaft in geheimer Wahl
gewählten Vertretern. Die Amtszeit der Vertreter
beträgt 4 Jahre.

Die Vertreter sind persönlich Mitglied der Genossen-
schaft und gehören weder dem Vorstand noch dem
Aufsichtsrat an. In der Vertreterversammlung hat
jeder Vertreter eine Stimme, die nicht übertragbar
ist. Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist
nicht zulässig. Die Vertreter sind an Weisungen ihrer
Wähler nicht gebunden. Sie sollen an den Vertreter-
versammlungen regelmäßig teilnehmen. Ihre
Rechte und Pflichten ergeben sich aus dem Genos-
senschaftsgesetz, der Satzung und der Wahlord-
nung.

Ein Verzeichnis der Vertreter sowie der Ersatzvertre-
ter nach dem Stand vom Mai 2010 ist diesem Bericht
als Anhang beigefügt. Die derzeitige Amtszeit der
Vertreter endet spätestens mit Ablauf der Vertreter-
versammlung im Geschäftsjahr 2012.

An der Vertreterversammlung am 25. Juni 2009 nah-
men 47 Vertreter (67 %) teil. Der Bericht des Vorstan-
des über das Geschäftsjahr 2008 sowie der Bericht
des Aufsichtsrates über seine Tätigkeit in 2008 wur-
den gebilligt. Dem vorgelegten Jahresabschluss
2008 wurde zugestimmt.

Über das Ergebnis der gesetzlichen Prüfung 2007,
die der Verband Berlin-Brandenburgischer Woh-
nungsunternehmen e.V. in 2008 durchführte, wurde
die Vertreterversammlung ausreichend unterrich-
tet. Vorstand und Aufsichtsrat wurden Entlastung
erteilt. Gleichzeitig beschloss die Vertreterversamm-
lung einstimmig eine neue Genossenschaftssatzung.
Die Novellierung des Genossenschaftsgesetzes hat
es notwendig gemacht, dass auch die „Freie Scholle“
die Genossenschaftssatzung dem neuen gesetzli-
chen Rahmen anpasst. Im Rahmen eines Vertreter-
Info-Seminars hat sich die Vertreterversammlung
umfassend mit einem Vorschlag von Aufsichtsrat
und Vorstand beschäftigt. In der ordentlichen Ver-
treterversammlung am 25.06.2009 wurde diese Sat-
zung einstimmig beschlossen und am 26.10.2009 in
das Genossenschaftsregister beim Amtsgericht
Charlottenburg eingetragen.

Bei der Wahl zum Aufsichtsrat stellten sich die 3 bis-
herigen Aufsichtsratsmitglieder Christianna Simon,
Marc-Stephan Garbe und Harald Nehls zur satzungs-
gemäßen Wiederwahl zur Verfügung. Außerdem
kandidierte der Baugenosse Christoph Bayer. In einer
geheimen Abstimmung wurden die Baugenossen
Bayer, Nehls und Simon für 3 Jahre in den Aufsichts-
rat gewählt. Der Aufsichtsratsvorsitzende bedankte
sich beim Baugenossen Garbe für seine engagierte
und fundierte Mitarbeit im Aufsichtsrat in den letz-
ten 9 Jahren.

Vertreterersammlung
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Unsere Baugenossenschaft ist eine Selbsthilfeeinrichtung der Bürger. 

Willensbildungen erfolgen auf der Basis repräsentativer Demokratie!

                                                              
                                                                    

                                                                    Mitglieder wählen in 13 Wahlbezirken

                                                                    Vertreter: Sie nehmen in der Vertreterversammlung

                                                                    die Rechte der Mitglieder wahr und wählen u. a.

                                                                    Mitglieder des Aufsichtsrates. Dieser bestellt

                                                                    Mitglieder des Vorstandes. Der Vorstand führt die Geschäfte.
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Zur gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
in Deutschland

Nach den wirtschaftlichen Turbulenzen des letzten
Jahres, insbesondere auf den Finanzmärkten, kehrt
Deutschland allmählich wieder auf einen Wachs-
tumspfad zurück. Allerdings wird die deutsche Wirt-
schaft auf absehbare Zeit nur ein mäßiges Wachstum
verzeichnen. 2010 wird das Bruttoinlandsprodukt
um 1,5 Prozent zulegen. 2011 dürften es 1,4 Prozent
sein. So jedenfalls schreiben die führenden Wirt-
schaftsinstitute in ihrem Frühjahrsgutachten für die
Bundesregierung zu einem Zeitpunkt, als das Aus-
maß der Griechenland-Krise noch nicht absehbar war.

Für den Arbeitsmarkt erwarten die Institute eine
weitere Entspannung. Durchschnittlich 3,4 Millionen
Menschen werden ihren Annahmen zufolge in die-
sem Jahr ohne Stelle sein. 3,3 Millionen sollen es 2011
sein. Die Forscher rechnen zudem damit, dass die
Regierung 2011 auf einen Sparkurs umschwenkt. Die
Finanzpolitik müsse „nicht nur den Stabilitätspakt,
sondern auch die Vorgaben der Schuldenbremse
beachten“, heißt es im Gutachten. Die von der Bun-
desregierung angedachten Steuersenkungen wer-
den abgelehnt. Während an den Börsen wegen der
Schuldenkrise gerade der Weltuntergang geprobt
wird, zeichnet sich in Deutschland ein Frühjahrsauf-
schwung ab. Die Arbeitslosenzahlen sind im April
2010 überraschend stark gesunken. Die Arbeitslo-
senquote fiel gegenüber dem März um 0,4 Prozent-
punkte auf 8,1 Prozent.

Das Konsumklima verbesserte sich im Mai 2010
zum ersten Mal seit 5 Monaten. Die Trendwende geht
darauf zurück, dass die Furcht, den Arbeitsplatz zu 
verlieren, abnimmt. Die Verbraucher bewerten dem-
entsprechend ihr eigenes Einkommen sowie die hei-
mische Konjunktur besser. 

Berlin

Berlin ist von den Auswirkungen der weltweiten
Finanz- und Wirtschaftskrise im Jahr 2009 glückli-
cherweise weniger stark betroffen als die übrigen
Bundesländer. Das Amt für Statistik Berlin-Branden-
burg hat lediglich einen Rückgang des Bruttoinlands-
produktes in Berlin um 0,1 Prozent gegenüber dem
Vorjahreszeitraum ermittelt. Im Jahresdurchschnitt
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2010 könnte das Berliner Bruttoinlandsprodukt um
ca. 1,3 Prozent steigen. Mit der Wachstumsrate wird
die Erholung jedoch zu gering sein, um die Arbeits-
losigkeit in Berlin zu reduzieren. Zwar liegt die
Arbeitslosenquote mit 14,1 Prozent noch immer auf
einem Niveau weit über dem deutschen Durch-
schnitt, in der Krise hat sich der Berliner Arbeitsmarkt
bisher jedoch als überraschend robust erwiesen.

Allgemeine Situation und wichtige
Trends in Berlin

Zeichen der Zeit: Demografischer Wandel

Sinkende Bevölkerungszahlen, eine alternde Gesell-
schaft und der deutliche Trend zur Haushaltsverklei-
nerung: Insbesondere Berlin steht heute vor gravie-
renden demografischen Veränderungen. Auch die
Wohnungswirtschaft steht hier vor großen Heraus-
forderungen. Es gilt, die richtigen Weichen für die
Zukunft zu stellen. Die „Freie Scholle“ sieht sich hier
in einer besonderen sozialen Verantwortung, der wir
uns in den letzten Jahren intensiv gewidmet haben
(s. Sozialbericht).

Bei steigender Zahl der Haushalte sinkt die
durchschnittliche Haushaltsgröße

Die Haushaltszahl – auf dem Wohnungsmarkt die
wesentliche Einflussgröße für die Nachfrageseite –
entwickelt sich vergleichsweise dynamisch. Inner-
halb eines Jahres hat sie sprunghaft zugenommen.
Somit verteilt sich aktuell eine gleich große Bevölke-
rungszahl wie 1997 auf 7 % mehr Haushalte. Die
durchschnittliche Haushaltsgröße sinkt konstant und
prägt damit den künftigen Bedarf an Wohnraum.
Dies ist insbesondere auf einen wachsenden Anteil
an Singlehaushalten zurückzuführen, der in Berlin
mittlerweile ein Niveau oberhalb der meisten ver-
gleichbaren Großstädte erreicht.

Mieterstadt Berlin mit gewandelten Eigen-
tümerstrukturen

Der Vergleich mit anderen Großstädten zeigt: Berlin
war und ist eine Mieterstadt. 87 % des Wohnungsbe-
standes sind Mietwohnungen, während der Anteil an

Lagebericht des Vorstandes über das 
Geschäftsjahr 2009



Eigentumswohnungen weit unter den Durch-
schnittswerten anderer Großstädte liegt. Die zahlrei-
chen Verkäufe an institutionelle Investoren in den
letzten Jahren wirken sich darauf bislang nicht spür-
bar aus. Positive Impulse für die Bildung von priva-
tem Wohneigentum sind jedoch absehbar. Gleich-
wohl bleibt die Nachfrageseite des Wohnungsmarkts
vordringlich von einer weiterhin steigenden Nach-
frage nach günstigem Miet-Wohnraum gekenn-
zeichnet.

Der Wohnungsmarkt in der Region Berlin

Die Wohnungsmärkte der Region Berlin/Branden-
burg bleiben weiterhin in Bewegung, wobei sich
durchaus gegenläufige Entwicklungen beobachten
lassen: Dem massiven Bevölkerungsrückgang im
äußeren Entwicklungsraum von Brandenburg steht
eine leichte Zunahme der Wohnungsnachfrage in
Berlin gegenüber. Letzteres hat erfreulicherweise zu
einer Reduzierung der Leerstände in den nachge-
fragten Bezirken geführt. Immer mehr Einpersonen-
haushalte sowie die zunehmende Zahl der Arbeitslo-
sengeld-II-Empfänger erhöhen zugleich den Bedarf
an kleinen und preisgünstigeren Wohnungen.

Der neue Berliner Mietspiegel

Im Juni 2009 wurde der neue Berliner Mietspiegel,
diesmal mit Zustimmung aller beteiligten Interessen-
verbände, veröffentlicht. Er trägt dem energeti-
schen Gebäudezustand erstmals Rechnung.
Gegenüber 2007 steigt die durchschnittliche monat-
liche Nettokaltmiete bei den nicht preisgebundenen
Wohnungen von 4,75 EUR auf 4,83 EUR/m² Wohn-
fläche. Damit liegt der Anstieg deutlich unter der
Inflationsrate von 2,5 Prozent. Die Mieten kleinerer
Wohnungen sind mit 5,41 EUR/m² Wohnfläche
erneut am stärksten gestiegen, da hier die Nachfrage
aufgrund veränderter Bedürfnisse kontinuierlich
höher ist. Das im Städtevergleich insgesamt günstige
Berliner Mietniveau wurde wiederum überlagert
durch die schnell ansteigenden Wohnnebenkosten.
Zwischen 2005 und 2008 legten die Betriebskosten in
Berlin um durchschnittlich 13 Prozent zu. Für die
„Freie Scholle“ kann gesagt werden, dass unsere
durchschnittlichen Nutzungsgebühren weiterhin im
unteren Bereich des Berliner Mietspiegels liegen. 

Darstellung des Geschäftsverlaufs

Die wirtschaftliche und organisatorische Situa-
tion unserer Genossenschaft

Im abgelaufenen Geschäftsjahr wurde der in den
letzten Jahren eingeschlagene Weg der wirtschaftli-
chen Konsolidierung erfolgreich und konsequent
fortgesetzt. 2009 war für die „Freie Scholle“ ein Jahr,
in dem wir alle uns gestellten Aufgaben erfüllen
konnten. 

Instandhaltung und Modernisierung

Die „Freie Scholle“ hat ihre in den letzten Jahren
bereits erheblich intensivierten Anstrengungen fort-
gesetzt, die Ausstattung ihrer Wohnungen und Häu-
ser ständig zu verbessern und die Wohnanlagen ins-
gesamt noch attraktiver zu gestalten. Unsere Devise
„Möglichst jeder Euro in die Instandhaltung“ galt
auch im Jahr 2009. Das Instandhaltungsbudget
konnte erneut auf sehr hohem Niveau gehalten wer-
den. Es entstanden Instandhaltungskosten in Höhe
von 2.854,7 TEUR. Daraus ergaben sich ca. 32,66
EUR/m²  Wohnfläche. Diese Belastung ist sehr erheb-
lich, aber zur dauerhaften Erhaltung unseres Haus-
bestandes auch dringend notwendig. Unsere
umfangreichen Instandsetzungsaktivitäten sichern
die generell gute Gebäudesubstanz. Ein attraktives
Wohnumfeld und ansprechende Außenanlagen
gehören ebenfalls zum genossenschaftlichen Woh-
nungsstandard. Alle Maßnahmen zusammen sollen
das Wohnen bei der „Freien Scholle“ für unsere Mit-
glieder so angenehm wie möglich machen.

Auf der Basis der derzeitigen Ertragslage und unter
Berücksichtigung einer moderaten, in den nächsten
Jahren angenommenen Ertragssteigerung bei
gleichzeitig vorausgesetzten positiven Jahresergeb-
nissen, kann von einem ausreichenden Deckungs-
beitrag für die erforderlichen Instandhaltungsauf-
wendungen ausgegangen werden. Mittelfristige
Erfolgsplanungen sehen weiterhin steigende
Instandhaltungsbudgets vor.
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Die Instandhaltungskosten gliedern sich folgender-
maßen auf:

2.108,9 TEUR Instandhaltung durch Fremd-
firmen

745,8 TEUR Kosten des Regiebetriebes 
(Lohn-, anteilige Verwaltungs- und 
Nebenkosten)

2.854,7 TEUR Instandhaltungskosten 2009

Folgende wesentliche Maßnahmen wurden im
Geschäftsjahr 2009 durchgeführt:

• Balkonerneuerung in der Siedlung Alt-Wittenau
• Wiederherstellung der Grünflächen in der 

Siedlung Alt-Wittenau
• Treppenhausanstrich in der Egidystraße 1-33
• Treppenhausfensteranstrich im Schollenhof 1-31
• Wiederherstellung der Treppenanlage in der 

Egidystraße 1
• Erneuerung der Rasenkantensteine im Steilpfad
• Modernisierung und Instandsetzung von 

9 Einfamilienhäusern
• Abarbeitung von insgesamt 2.172 Mängel-

meldungen der Nutzer

Wohnungsbewirtschaftung

Am 31.12.2009 verwaltete die Genossenschaft

1.435     Wohnungen
     17     Gewerbliche Einheiten 
       6     Gästewohnungen
       3     Soziale Einrichtungen 
     13     Keller u. a.
       5     Eigengenutzte Einheiten
              (1 Büro, 1 Werkstatt, 3 Waschküchen)
   158     Garagen 
     27     Stellplätze
1.664     Nutzungseinheiten

Der Genossenschaft sind im Berichtsjahr 69 Wohnun-
gen (Vorjahr 86) durch Tod oder Kündigung frei
gemeldet worden. Die Fluktuation ist damit im Ber-
liner Vergleich weiterhin sehr niedrig. Alle Wohnun-
gen wurden nach den von Aufsichtsrat und Vorstand
festgelegten Vergaberichtlinien vergeben. Die Woh-
nungsvergaben wurden vom Aufsichtsrat überprüft.
Art und Größe der freigewordenen Wohnungen glie-
dern sich wie folgt auf:

Anzahl der Räume      Anzahl der Wohnungen
1                                   14
2                                   30
3                                   16
4                                   2
Einfamilienhäuser       7
                                   69
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Die Anzahl der Wohnungswechsel ist auch in 2009
erfreulicherweise weiterhin niedrig. Die Zahl der
Wohnungsbewerber bleibt konstant. Die Verände-
rungen auf dem Berliner Wohnungsmarkt haben
aber auch bei der „Freien Scholle“ ihre Spuren hinter-
lassen. Die Wartezeiten bei kleineren Wohnungen
haben sich nachhaltig verkürzt. Wohnungen an den
Hauptverkehrsstraßen und im Erdgeschoss sind
deutlich schwerer vermietbar. Das Interesse an Woh-
nungen in ruhigerer Lage und an großen Wohnun-
gen ist nahezu unverändert hoch. Für diese Woh-
nungen sind die Wartezeiten weiterhin recht lang.

Auch 2009 sind alle freigewordenen Wohnungen ter-
mingerecht weitervermietet worden. Es ist also
erneut kein vermietungsbedingter Leerstand
entstanden. Bei der Wohnungsvergabe haben wir
verstärkt darauf geachtet, eine möglichst ausge-
glichene Alters- und Sozialstruktur in unseren Sied-
lungen zu bewahren bzw. zu erreichen.

Die in 2009 im Rahmen der Neuvermietung mit
Genossenschaftswohnungen versorgten Mitglieder
gehörten folgenden Berufsgruppen an:
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Die in 2009 im Rahmen der Neuvermietung mit Genossenschaftswohnungen versorgten Mitglieder gehör-
ten folgenden Berufsgruppen an:

                                                                                   2009             2008            2007              2006            2005
Gewerbliche Arbeitnehmer                                        25%              21%             14%               19%             15%
Angestellte                                                                  31%              27%             35%               28%             31%
Beamte                                                                          6%              12%             11%               10%             12%
Rentner/Pensionäre                                                   10%              14%             10%               18%             17%
Schüler/Studenten/Auszubildende                           17%              14%             18%               15%             15%
Sonstige Berufe (Hausfrauen, Selbständige u.a.)       11%              12%             12%               10%             10%

Die Kündigungsgründe ergeben sich aus der nachfolgenden Tabelle:

                                                                                     2009             2008            2007            2006            2005

1.  Tod                                                                               10                 15                12                17                10

2.  Veränderungen innerhalb der Genossenschaft
    2.1 Vergrößerung                                                        13                 16                14                24                14
    2.2 Verkleinerung                                                          3                   2                  2                  4                  6

3.  Veränderungen außerhalb 
    der Genossenschaft
    3.1 Senioren-/Pflegeheime                                           5                   7                10                  8                  5
    3.2 Wohnungseigentum                                               1                   6                  9                  2                  5
    3.3 Sonstige Fortzüge innerhalb Berlins                     31                 29                23                25                30
    3.4 Sonstige Fortzüge außerhalb Berlins                      6                 11                  2                  7                  8
                                                                                         69                 86                72                87                78



Die Notwendigkeit, Nutzungsgebührenanhebun-
gen durchführen zu müssen, ergibt sich für die
Genossenschaft aus der Erkenntnis, dass die
Bestandserhaltung auf der einen Seite nicht mit Sub-
stanzverzehr auf der anderen Seite erkauft werden
darf. Deshalb müssen die Nutzungsgebühren mög-
lichst so gestaltet werden, dass ausreichende Mittel
zur Pflege und Instandhaltung des Hausbesitzes zur
Verfügung stehen.

Die Instandhaltung wird auch weiterhin höchste
Rangstelle in unserem sehr umfangreichen Aufga-
benkatalog haben. Eine generell kostendeckende
Nutzungsgebühr kann deshalb nur durch eine
schrittweise Heranführung in allen Siedlungen erst in
den nächsten Jahren erreicht werden. 

Die Entwicklung der Forderungen aus Vermie-
tung ist weiterhin ein wesentlicher Schwerpunkt
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unserer Arbeit. Analog zur wirtschaftlichen Entwick-
lung steigt die Zahl derjenigen Nutzer, die mit der
Zahlung der Nutzungsgebühren Probleme haben.
Diese unerfreuliche Entwicklung hat die unter-
schiedlichsten Ursachen, meistens ist es jedoch die
Arbeitslosigkeit, die zu diesen so gefährlichen Pro-
blemen führt. Wir fordern unsere Mitglieder immer
wieder auf, in vertrauensvollen Gesprächen uns diese
eventuellen Schwierigkeiten zu offenbaren, damit
gemeinsam eine Lösung gefunden wird. Wer unver-
schuldet in Not gerät, muss keinesfalls durch eine
Räumungsklage seine Wohnung verlieren. Aber nur
gemeinsam können Genossenschaft und Mitglied,
evtl. unter Einschaltung der Sozial- und Jugendäm-
ter bzw. JobCenter, die drohende Gefahr eines Verlu-
stes der Genossenschaftswohnung abwenden.
Unsere intensive und sehr individuelle Mitgliederbe-
treuung ist weiterhin als erfolgreich zu bezeichnen.

Mitgliederbewegung

Es kann festgestellt werden, dass das seit Jahren zu
beobachtende Interesse vieler Berliner Bürger an der
Mitgliedschaft in der „Freien Scholle“ weiterhin an-
hält. Die Nachfrage nach preiswerten und gut ausge-
statteten  Wohnungen ist immer noch hoch. Mit 100
Neumitgliedern konnten wir den Mitgliederbestand
stabil halten. Das bei Wohnungsbewerbungen ge-

zeigte Anspruchsdenken dieser Neumitglieder ist bei
weitem nicht so hoch wie bei Bewerbern, die schon
lange Mitglied in unserer Genossenschaft sind.

Die genauen Angaben zur Mitgliederbewegung
befinden sich im Anhang dieses Geschäftsberichtes.

Die Abgänge 2009 hatten folgende Ursachen:

                               2009                                2008                                2007                                2006                
                            Anzahl                             Anzahl                             Anzahl                              Anzahl                
Tod                             31         33%                    39         33%                   21         23%                    38         36%
Kündigung                 46         49%                    70         59%                   58         64%                    51         49%
Übertragung             12         13%                      2           2%                     6           7%                    10         10%
Ausschluss                   5           5%                      8           6%                     5           6%                      5           5%
                                   94                                  119                                    90                                  104                



Mitgliederentwicklung

Die Löhne und Gehälter der gewerblichen Arbeitneh-
mer und Angestellten erhöhten sich ab dem
01.07.2009 aufgrund des geltenden Tarifvertrages
der Wohnungswirtschaft um 1,5%. Außerdem
gewährt die Genossenschaft ihren Betriebsangehöri-
gen, die vor dem 01.05.1999 ihre Beschäftigung bei
der Genossenschaft aufgenommen haben und nach
Erfüllung bestimmter Voraussetzungen eine zusätz-
liche betriebliche Altersversorgung.

Die Genossenschaft hat viele Schülerpraktika ange-
boten. Hinzu kamen betriebliche und außerbetrieb-
liche Fortbildungsmaßnahmen für unsere Mitarbei-
ter. In 2008 hat eine Auszubildende ihre Ausbildung
zur Immobilienkauffrau in der Verwaltung der
„Freien Scholle“ begonnen.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der „Freien
Scholle“ haben im Jahr 2009 erneut ein hohes Maß an
Engagement, Leistungsbereitschaft und Flexibilität
bei der Bewältigung der ihnen gestellten Aufgaben
bewiesen und zum Erfolg der Genossenschaft bei-
getragen. Dafür gilt ihnen Dank und Anerkennung.
Dieser Dank gilt auch dem Betriebsrat für die kon-
struktive Zusammenarbeit zum Wohl der Beleg-
schaft und des Unternehmens.

Personal

Die Geschäfte der Genossenschaft wurden im Ge-
schäftsjahr von zwei Vorstandsmitgliedern geführt.

Die Genossenschaft beschäftigte am 31.12.2009 an
ständigen Mitarbeitern:

                                                     2009             2008
Angestellte:
  kaufmännische Angestellte            6                   5

  technische Angestellte                   2                   2

  Auszubildende                                1                   1
                                                           9                   8

Gewerbliche Mitarbeiter:
  Hauswarte                                        1                  1
  Hausbesorger u. a.                          6                  6
  Handwerker                                   11                 13
                                                         18                 20

insgesamt                                      27                 28

12

1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009

          Jahr

4.500

4.000

3.500

3.000

2.500

2.000

1.500

1.000

500

0

Anzahl



Mitgliedschaft in Institutionen, Verbänden und
Vereinen

Die Genossenschaft ist Mitglied:

• des Verbandes Berlin-Brandenburgischer Woh-
nungsunternehmen e. V., der als gesetzlicher
Prüfungsverband u. a. die jährliche Pflichtprü-
fung der Genossenschaft vornimmt. Sie gehört
im Verbandsbereich der „Ständigen Konferenz“
der Genossenschaften an.

• des Arbeitgeberverbandes der Wohnungswirt-
schaft e.V., Frankfurt/Main

• der Deutschen Entwicklungshilfe für soziales 
Wohnungs- und Siedlungswesen e.V. (DESWOS), 
Köln/Berlin 

• bei der Arbeiterwohlfahrt Kreisverband Berlin-
Nordwest e. V.

• in der Initiative Reinickendorf e. V., die eine inten-
sive Öffentlichkeitsarbeit für den Bezirk Rei-
nickendorf betreibt.

• im Genossenschaftsforum e. V., das ein Zusam-
menschluss von Wohnungsbaugenossenschaf-
ten ist. Der Verein verfolgt das Ziel, die Idee und
die Leistungsfähigkeit genossenschaftlichen Bau-
ens und Wohnens in der Öffentlichkeit aufzuzei-
gen und zu diskutieren.

Beteiligungen

Seit 1975 hat sich die „Freie Scholle“ mit 3 anderen
Nordberliner Genossenschaften in Form einer
Kooperation an der Stadtsanierung im Bezirk Wed-
ding beteiligt. Im Rahmen des damals gültigen Woh-
nungsgemeinnützigkeitsgesetzes (WGG) waren ge-
meinnützige Wohnungsunternehmen verpflichtet,
sich aktiv am Baugeschehen zu beteiligen (Bau-
pflicht). Da viele Wohnungsbaugenossenschaften
dieser Verpflichtung nicht nachkommen konnten,
engagierten sie sich in der Stadtsanierung.

Seit dem 5. Dezember 1989 hat die „Freie Scholle“ 
mit dem Abschluss eines Gesellschaftsvertrages eine
Beteiligung an der Verbund Nordberliner Woh-
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nungsbaugenossenschaften GmbH übernom-
men. Die Gesellschaft wurde am 22. Dezember 1989
in das Handelsregister beim Amtsgericht Charlotten-
burg unter der Nummer HRB 31.516 eingetragen.
Ziel der gegründeten Gesellschaft war es, die Sanie-
rungsaufgaben am Wedding im Sinne der beteiligten
Genossenschaften und des ursprünglichen Koopera-
tionsvertrages weiterzuführen.

Im Jahr 2003 endete das Programm der öffentlich
geförderten Stadterneuerung, unter dem die Ver-
bund Nordberliner Wohnungsbaugenossenschaften
GmbH den größten Teil ihres Bestandes in den 
letzten drei Jahrzehnten durch umfangreiche
Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen
erfolgreich saniert hat. Das Sanierungsgebiet Wed-
ding-Schulstraße wurde im März 2004 aufgehoben.
Mit Schreiben vom 20.02.2004 wurde die Ver-
bund Nordberliner Wohnungsbaugenossenschaften
GmbH aufgefordert, für die restlichen Sanierungs-
vertragsgrundstücke Privatisierungsmaßnahmen
einzuleiten.

Von den sieben noch unsaniert verbliebenen Wirt-
schaftseinheiten wurden daher in 2006 fünf Objekte
veräußert. Die Verbund Nordberliner Wohnungsbau-
genossenschaften GmbH konnte für vier dieser
Grundstücke mit den neuen Eigentümern Verträge
zur Übernahme der Hausverwaltung und der Baube-
treuung für die bevorstehenden Sanierungsmaß-
nahmen schließen. Mit der Übernahme der letzten
beiden unsanierten Objekte in das Anlagevermögen
zum 31.12.2006 endete schließlich die sanierungs-
vertragliche Bewirtschaftung und damit die Sanie-
rungstätigkeit der Gesellschaft.

Im Geschäftsjahr 2009 wurden die sehr arbeits- 
und zeitintensiven Grundstücksschlussabrechnun-
gen gegenüber der Senatsverwaltung für Stadtent-
wicklung und der Investitionsbank Berlin nach fast 30
Jahren zum Abschluss gebracht. Mit der endgültigen
Anerkennung dieser Schlussabrechnungen durch
die Vertragsparteien ist der Sanierungsvertrag mit
dem Land Berlin endgültig zum 30.06.2009 beendet
worden.

Auf Hinweis unseres Prüfungsverbandes haben wir
zur Beurteilung des aktuellen Beteiligungswertes
eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft mit der Erstel-



lung eines Gutachtens zur Ermittlung des Unterneh-
menswertes beauftragt. Dieses Gutachten lag uns
am 20.01.2010 vor. Auf der Basis des festgelegten
Liquidationswertes wurde der Abschreibungsbedarf
(490,0 TEUR) für die Beteiligung der „Freien Scholle“
entsprechend ihrer Beteiligungsquote ermittelt. 
Zur Ausschließung weiterer Risiken haben Aufsichts-
rat und Vorstand beschlossen, sich von der Beteili-
gung an der Verbund Nordberliner Wohnungsbau-
genossenschaften GmbH kurzfristig zu trennen.
Entsprechende Verkaufsverhandlungen mit dem
Mehrheitsgesellschafter Berliner Bau- und Woh-
nungsgenossenschaft von 1892 eG wurden inzwi-
schen aufgenommen.

Am 21. Dezember 2006 wurde die IMQ Nordver-
bund Berlin GmbH gegründet. Gesellschafter mit je
einem Anteil von 50 % am Stammkapital sind die
Gemeinnützige Baugenossenschaft „Freie Scholle“
zu Berlin eG und die Baugenossenschaft Reinickes
Hof eG. Die Gesellschaft hat die Hausverwaltung 
der Verbund Nordberliner Wohnungsbaugenossen-
schaften GmbH übernommen und arbeitet für
Dritte.

Gegenstand des Unternehmens ist u. a. die Verwal-
tung, Bewirtschaftung und Betreuung von eigenen
und fremden Immobilien sowie die wirtschaftliche
und technische Steuerung von Bauvorhaben. Die
Gesellschaft hat die Hausverwaltung der Objekte der
Verbund Nordberliner Wohnungsbaugenossen-
schaften GmbH übernommen und arbeitet für dritte
Investoren und Eigentümer.

Die Beendigung der öffentlich geförderten Sanie-
rungstätigkeit war Anlass für die Gründung der
Dienstleistungsgesellschaft IMQ Nordverbund Berlin
GmbH. Sie grenzt sich durch ihre vielfältigen Aufga-
bengebiete klar von der nun reinen Vermögensver-
waltungsgesellschaft Verbund Nordberliner Woh-
nungsbaugenossenschaften GmbH ab. Durch die
Erschließung neuer Arbeitsfelder ist ein effizientes
Arbeiten mit einem konstanten und qualifizierten
Personal möglich. Die bisherigen Geschäftsjahre
haben jeweils mit einem Jahresüberschuss abge-
schlossen und zu einer Gewinnausschüttung
geführt.

Da die Geschäftsbeziehungen zwischen der Ver-
bund Nordberliner Wohnungsbaugenossenschaften

GmbH und der IMQ Nordverbund zum 31.01.2010
größtenteils aufgelöst worden sind, planen die
Gesellschafter, die Geschäftstätigkeit der IMQ Nord-
verbund Berlin GmbH zum 31.12.2010 zu beenden.

Risikomanagement

Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Kontrolle und
Transparenz im Unternehmensbereich (KonTraG)
wurde das Risikomanagement im Unternehmens-
recht vorgeschrieben. Dazu hat der Vorstand der
„Freien Scholle“ bereits im Jahre 1999 die Risi-
kofrüherkennung neu organisiert und sie ständig
aktualisiert und vervollständigt. Basis für diese Risiko-
politik bilden die Unternehmensstrategie und das
Unternehmensziel im Rahmen der Satzung, den
Unternehmenswert nachhaltig zu erhöhen und die
Genossenschaftsmitglieder zu fördern.

Die wichtigsten Elemente des Risikosystems sind:

• Mehrjährige Erfolgs- und Finanzpläne, die nach
Veränderung von Prämissen regelmäßig aktuali-
siert werden.

• Erstellung von umfassenden Quartalsberichten 
gemäß einer Informationsordnung.

• Regelmäßige Berichterstattung an den Aufsichts-
rat.

Dieses System garantiert, dass alle relevanten Risiken
frühzeitig erkannt und gegebenenfalls Gegenmaß-
nahmen eingeleitet werden können. Das Manage-
ment ist dabei so angelegt, dass nicht nur bestands-
gefährdende Risiken identifiziert, sondern auch
Abweichungen von einzelnen Planzahlen aufge-
deckt werden. Ziel ist die möglichst genaue und
schnelle Information des Vorstandes zur Beurteilung
der Abweichung im Hinblick auf die Unternehmens-
planung. Der Aufsichtsrat wird halbjährlich über den
Stand des Risikomanagements informiert. 

Aufgrund der stabilen wirtschaftlichen Lage haben
die Ratings der kreditgebenden Banken in den letz-
ten Jahren keine negativen Auswirkungen auf das
Zinsniveau gehabt. Wir sehen auch zukünftig keine
bestandsgefährdenden Risiken.
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Die Unternehmensleistung aus allen betrieblichen
Bereichen betrug 2009  7,0 Mio. EUR. Zur Entstehung
trugen hauptsächlich unsere wohnenden Mitglieder
mit 89,5 % bei.

Für Betriebs- und Instandhaltungskosten wendete
die Genossenschaft 64,8 % der erwirtschafteten
Erträge auf. In diesen Positionen wurden die Lohn-
kosten der Regiehandwerker und der technischen
Mitarbeiter den Instandhaltungskosten und die
Lohnkosten der Hauswarte den Betriebskosten zu-
gerechnet.
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Sozialbilanz 

Um die Herkunft der Erträge und
die Mittelverwendung für das
Unternehmen darzustellen, sind
die Zahlen der Gewinn- und Ver-
lustrechnung in einer Sozial-
bilanz neu zusammengefasst
worden.

Entstehung und Verbrauch der Unternehmensleistung:

                                                                   2009                          2008
                                                            T€             %              T€            %
Entstehung
durch Nutzungsgebühren u.ä.   6.235,9         89,5      6.102,4        97,1
durch öffentliche 
Förderungsmittel                             57,8           0,8           65,9          1,1
alle übrigen Erträge                        253,3           3,6         113,5          1,8
Eigenkapital                                     422,1           6,1             0,0          0,0
Unternehmensleistung               6.969,1       100,0      6.281,8      100,0

Verbrauch
für wohnende Mitglieder
    Betriebskosten                         1.661,4         23,8      1.578,0        25,1
    Instandhaltungskosten            2.855,6         41,0      2.721,0        43,3
für Mitarbeiter (Verwaltung)           436,8           6,3         426,1          6,8
für Genossenschaft
    Abschreibungen                         930,8         13,4         444,1          7,1
    übrige Aufwendungen               482,0           6,9         387,3          6,1
    Eigenkapital                                     0,0           0,0         105,0          1,7
für Darlehensgeber
    Zinsen und ähnliche 
    Aufwendungen                           350,9           5,0         368,6          5,9
für öffentliche Hand
    Steuern                                       251,6           3,6         251,7          4,0
                                                     6.969,1       100,0      6.281,8      100,0

Entstehung unserer Erträge Verwendung unserer Aufwendungen

öffentliche 
Förderungsmittel

0,8 %
öffentliche Hand

3,6% (Steuern)

übrige Erträge
3,6 %

Eigenkapital 6,1 %

Genossenschaft
20,3 % (Abschreibungen, 
übrige Aufwendungen)

Dar-
lehens
geber
5,0 %
(Zinsen)

Mitarbeiter 
6,3 %
(Verwaltung)

Nutzer 64,8 %
(Betriebs- und 
Instandhaltungskosten)

Nutzungsgebühren 89,5 %



Sozialbericht

Der Auftrag der „Freien Scholle“ ergibt sich aus der
Genossenschaftssatzung: „Zweck der Genossen-
schaft ist vorrangig eine gute, sichere und sozial 
verantwortbare Wohnungsversorgung (gemeinnüt-
ziger Zweck) der Mitglieder der Genossenschaft zu
angemessenen Preisen. Die Genossenschaft fördert
ihre Mitglieder durch gemeinschaftlichen Geschäfts-
betrieb im Rahmen der Satzung“.

Die Genossenschaft erbringt deshalb ihre wesentli-
che Betriebsleistung für ihre Genossenschaftsmit-
glieder. Die „Freie Scholle“ errichtet und bewirtschaf-
tet Wohnungen in verschiedenen Rechts- und
Nutzungsformen und diverse Sondereinrichtungen.
Darüber hinaus ist es unser Anliegen, mit unseren
Genossenschaftsmitgliedern ein gutes, partner-
schaftliches Verhältnis zu pflegen und zu einem
angemessenen Ausgleich bei sozialen Konflikten
unter den Nutzern unserer Wohnanlagen beizutra-
gen. Deshalb ist auch die Zusammenarbeit mit
Behörden und Institutionen bei der Erfüllung unse-
rer Aufgaben für die Nutzer unerlässlich und vielge-
staltig. Wir haben daher ebenfalls ständigen Kontakt
zum bezirklichen Wohnungs-, Sozial-, Jugend- und
Gesundheitsamt und dem JobCenter.

Die Gemeinschaftspflege in unseren Siedlungen, die
Kontaktpflege zwischen den Genossenschaftsmit-
gliedern und den Organen der Genossenschaft und
die Öffentlichkeitsarbeit nach innen und nach außen
haben einen besonders großen Umfang erreicht. Die
traditionellen, vielfältigen Veranstaltungen des Bei-
rates, die Informationsveranstaltungen in allen Sied-
lungen und das regelmäßig erscheinende Mittei-
lungsblatt wurden im vergangenen Jahr von einer
Vielzahl von zusätzlichen Informations- und Vergnü-
gungsveranstaltungen für Jung und Alt ergänzt.

Obwohl eine Vielzahl von Genossenschaftseinrich-
tungen von unseren Mitgliedern schon lebhaft
genutzt wird, bemühen wir uns ständig um neue
Aktivitäten. Die Veranstaltungsreihe „Café Chronist“
wird seit 1997 gemeinsam mit der Arbeiterwohlfahrt
mit großem Erfolg regelmäßig durchgeführt. Die
Aktivitäten in der Jugendfreizeitstätte werden vom
Beirat dem aktuellen Bedarf und den Wünschen der
Jugendlichen angepasst. Die Partnerschaften mit

dem Naturschutzbund Deutschland (NABU) und der
Arbeiterwohlfahrt (AWO) sind erfolgreich. Mehrere
gut besuchte, interessante Gemeinschaftsveranstal-
tungen waren das Ergebnis. Kooperationsverträge
mit der Paul-Löbe-Schule und der AWO-Kita „Freie
Scholle“ wurden in 2006 abgeschlossen und ergän-
zen die soziale Arbeit der „Freien Scholle“.

Im Geschäftsjahr 2009 haben wir eine weitere soziale
Einrichtung in der Siedlung Alt-Wittenau geschaffen.
Der „Schollen-Treff-Wittenau“ wird von Beiratsmit-
gliedern betrieben und bietet den Bewohnern ein
vielfältiges kulturelles und freizeitorientiertes Pro-
gramm an.

Wir hoffen, dass alle diese Aktivitäten das Zusam-
mengehörigkeitsgefühl unserer Genossenschafts-
mitglieder gefördert haben. Für diese sehr erfolgrei-
che, ehrenamtliche Arbeit sagen wir allen Mitgliedern
des Beirates und unzähligen Helfern unseren herzli-
chen Dank.
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In dieser Darstellung haben wir die Geldbeschaf-
fungskosten den Sachanlagen zugeordnet, die
unfertigen Leistungen mit den erhaltenen Anzahlun-
gen verrechnet und das Jahresergebnis im Eigenka-
pital berücksichtigt.

Der Vermögensaufbau der Genossenschaft ent-
spricht den Erfordernissen eines anlageintensiven
Wohnungsunternehmens. Die Minderung des
Bilanzvolumens ist  im Wesentlichen auf die
Abschreibungen der Sach- und Finanzanlagen sowie
Tilgungen von langfristigen Verbindlichkeiten
zurückzuführen.

Beim Fremdkapital werden die dinglich gesicherten
Verbindlichkeiten sowie die Mieterdarlehen abwei-
chend von der Darstellung im Anhang in voller Höhe
als langfristig ausgewiesen.
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Vermögens- und Finanzlage

Das langfristig im Unternehmen gebundene Vermö-
gen (93,9 %) wird durch langfristig der Genossen-
schaft zur Verfügung stehendes Kapital (97,4 %)
finanziert.

Das Eigenkapital stellt sich wie folgt dar:
                                                             T€             %
Geschäftsguthaben                      3.300,2         17,1
Ergebnisrücklagen                       1.633,2           8,5
Bilanzgewinn                                       0,0           0,0
                                                     4.933,4         25,6

Aufwendungsdarlehen                  -126,3          -0,6
Eigenkapital                               4.807,1         25,0

Ihren Zahlungsverpflichtungen konnte die Genos-
senschaft jederzeit nachkommen.

Überblick über die Vermögens- und Finanzlage der Genossenschaft

                                                                                                   31. Dezember 2009            31. Dezember 2008
                                                                                                            T€                %                      T€               %
Aktiva
Langfristiger Bereich
Immaterielle Vermögensgegenstände, Sachanlagen, 
Geldbeschaffungskosten und andere Rechnungs-
abgrenzungsposten                                                                 17.090,0           88,7             17.507,5          88,1
Finanzanlagen                                                                             1.000,8             5,2               1.490,8            7,5
                                                                                                  18.090,8           93,9             18.998,3          95,6
Mittel- und kurzfristiger Bereich
Vorräte                                                                                             38,5              0,2                    50,7            0,3
Forderungen und sonst. Vermögensgegenstände                       27,6              0,1                    35,1            0,2
Flüssige Mittel                                                                             1.104,8             5,8                  781,2            3,9
                                                                                                    1.170,9             6,1                  867,0            4,4
Bilanzvolumen                                                                          19.261,7       100,00             19.865,3      100,00

Die Genossenschaft finanzierte Ihr Vermögen wie folgt:
Passiva
Langfristiger Bereich
Eigenkapital                                                                                 4.807,1           25,0               5.165,4          26,0
Fremdkapital, langfristige Rückstellungen                              13.947,5           72,4             14.187,0          71,4
                                                                                                  18.754,6           97,4             19.352,4          97,4
Mittel- und kurzfristiger Bereich
Rückstellungen, Verbindlichkeiten,
Rechnungsabgrenzungsposten                                                    507,1              2,6                  512,9            2,6
Bilanzvolumen                                                                          19.261,7         100,0             19.865,3        100,0



Kapitalflussrechnung
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Die nachfolgende Kapitalflussrechnung macht Herkunft und Verwendung der geflossenen
Finanzmittel transparent:

                                                                                                                    2009                                  2008
                                                                                                                       T€                                      T€

Laufende Geschäftstätigkeit
   Jahresfehlbetrag/-überschuss                                                           – 422,1                                 105,0
   Abschreibungen
         auf immaterielle Vermögensgegenstände                                              
         und Sachanlagen                                                                             438,5                                 449,4
         auf Finanzanlagen                                                                           490,0                                     0,0
         von Forderungen und Wertberichtigungen                                       5,5                                     1,1
         auf sonstige Forderungen und Vermögensgegenstände                  0,1                                     0,0
         auf Geldbeschaffungskosten                                                              8,9                                     9,4
         auf Erschließungskosten                                                                     0,6                                     0,6
   Veränderungen der langfristigen Rückstellungen                                 31,5                                   48,5
   Passivierung von Aufwendungsdarlehen                                               42,1                                   42,1
Tilgungspotenzial                                                                                  595,1                                  656,1

   Veränderungen
         der mittel- und kurzfristigen Rückstellungen                                 – 3,4                                 – 47,3
         im Umlaufvermögen                                                                         14,1                                 203,0
         der Verbindlichkeiten                                                                        – 2,4                                     5,5
Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit                                     603,4                                 817,3

Finanzierungstätigkeit
   planmäßige Tilgung langfristiger Verbindlichkeiten                          – 284,8                               – 403,1
Cashflow nach planmäßigen Tilgungen
   Veränderung der Geschäftsguthaben (verbl. Mitgl.)                              21,7                                   – 7,2
   Außerplanmäßige Tilgungen                                                                  – 2,4                                   – 2,8
   Aufnahme langfristiger Verbindlichkeiten                                              16,2                                   19,3
                                                                                                                            
Cashflow aus Finanzierungstätigkeit                                             – 249,3                               – 393,8

Investitionstätigkeit
   Investitionen in 
   Immaterielle Vermögensgegenstände und Sachanlagen                   – 30,5                                 – 19,3
   Finanzanlagen                                                                                            0,0                               – 402,6
Cashflow aus Investitionstätigkeit                                                    – 30,5                               – 421,9

Veränderung des Finanzmittelbestandes                                         323,6                                     1,6

Entwicklung des Finanzmittelbestandes
   Stand 1. Januar                                                                                      781,2                                 779,6
   Veränderungen                                                                                      323,6                                     1,6
   Stand 31. Dezember                                                                           1.104,8                                 781,2

Die Zunahme des Finanzmittelbestandes resultiert im Wesentlichen aus der laufenden Geschäftstätigkeit.

595,1

– 284,8
310,3



Die Umstellung der Nutzungsgebühren zum
1.1.2008 und 1.1.2009 führten zu Erhöhungen der
Erträge und Aufwendungen im Bereich Hausbe-
wirtschaftung.

Bei den Gästewohnungen waren höhere Erträge
sowie niedrigere Aufwendungen Ursache für die
Minderung des Fehlbetrages.

Insbesondere Instandhaltungsmaßnahmen verur-
sachten das schlechtere Ergebnis der Wäschereien.
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Ertragslage

Die Position Mitgliederverwaltung, -betreuung
und Gemeinschaftspflege beinhaltet u. a. einma-
lige Kosten für die Einrichtung des „Schollen-Treff-
Wittenau“.

Im Vergleich zum Vorjahr hat sich das Ergebnis in den
Sonstigen Bereichen durch niedrigere Erträge und
höhere Aufwendungen negativ verändert.

Insgesamt ergab die Ertragslage einen Jahresfehl-
betrag von 422,1 T€, der durch Entnahme aus den
Anderen Rücklagen gedeckt wurde.

Zur Darstellung der Ertragslage haben wir die Zahlen der Gewinn- und Verlustrechnung nach betriebswirt-
schaftlichen Gesichtspunkten zusammengefasst und den Vorjahreszahlen gegenübergestellt:

                                                                                   2009                                                          2008
                                                                       T€                        T€                                 T€                        T€

Hausbewirtschaftung
Erträge                                                    7.825,4                                                      7.222,3                             
Aufwendungen                                      7.571,7                                                      6.965,1                             
Ergebnis                                                                                 253,7                                                         257,2

Gästewohnungen
Erträge                                                         26,0                                                           20,8                             
Aufwendungen                                           29,7                                                           32,8                             
Ergebnis                                                                                  – 3,7                                                        – 12,0

Wäschereien
Erträge                                                           3,8                                                             4,4                             
Aufwendungen                                           13,8                                                           11,2                             
Ergebnis                                                                                – 10,0                                                          – 6,8

Mitgliederverwaltung,
-betreuung und
Gemeinschaftspflege
Erträge                                                         25,4                                                           24,5                             
Aufwendungen                                         141,1                                                         119,6                             
Ergebnis                                                                              – 115,7                                                        – 95,1

Sonstige Bereiche
Erträge                                                         50,6                                                           58,7                             
Aufwendungen                                         597,0                                                           97,0                             
Ergebnis                                                                              – 546,4                                                       – 38,3

Jahresfehlbetrag/
-überschuss                                                                       – 422,1                                                       105,0



Ausblick auf die Geschäftsentwicklung 
der  „Freien Scholle“:

• Die Geschäftspolitik der „Freien Scholle“ wird auch
in den nächsten Jahren darauf ausgerichtet sein,
den genossenschaftlichen Förderungsauftrag
für ihre Mitglieder zu erfüllen und die Vorteile des
genossenschaftlichen Wohnens für alle Mitglie-
der auszubauen und auf Dauer zu sichern. Ein Ziel,
das auch in Zukunft weiterhin für alle Entschei-
dungen im Aufsichtsrat und Vorstand Leitmotiv
sein wird.

• Die Instandsetzungs- und Modernisierungsmaß-
nahmen zur Verbesserung des baulichen Zustan-
des der Genossenschaftswohnungen werden
auch weiterhin Vorrang haben.

• Der Vorstand hat alle mittelfristigen Planungen so
ausgelegt, dass wir auf der Grundlage dieser kla-
ren strategischen Ziele und des konsequenten
Handelns auch unter den schwierigen Bedingun-
gen des Berliner Wohnungsmarktes eine positive
Ergebnisentwicklung für das Geschäftsjahr 2010
erreichen werden.

• Gerade in schwierigen Zeiten erweist sich eine
maßvolle und am Markt orientierte Geschäftspo-
litik als der Garant für gute Betriebsstrukturen
und eine kontinuierliche Weiterentwicklung
unserer Genossenschaft.

• Die „Freie Scholle“ ist auf dem nicht unproblema-
tischen Berliner Wohnungsmarkt gut aufgestellt
und hat gute Voraussetzungen für eine positive
Entwicklung.

• Die mittelfristigen Erfolgs- und Finanzplanungen
der Genossenschaft lassen für den Planungs-
horizont bis zum Jahre 2012 positive Jahres- 
ergebnisse bei moderat anwachsender Betriebs-
leistung erwarten, so dass die Ertrags- und 
Liquiditätslage der „Freien Scholle“ als gut bewer-
tet werden können.

Risiken der künftigen Geschäftsentwicklung

Der demografische Wandel hinterlässt zunehmend
seine Spuren. Wir sehen gegenwärtig jedoch keine
erheblichen Risiken, die Einfluss auf unsere Ertrags-
und Finanzlage haben könnten, da der genossen-
schaftliche Wohnungsbestand eine gesunde
Mischung aller Wohnungsgrößen darstellt und wir
über genügend kleinere preiswertere Wohnungen
für ältere Mitglieder bzw. Singles verfügen. Unser
Wohnungsbestand ist konkurrenzfähig und markt-
gerecht.

Es ergeben sich aus den genossenschaftlichen Kern-
aufgaben keine wesentlichen Risiken, sondern es
erwachsen auch Chancen für eine positive Entwick-
lung der „Freien Scholle“. Diese liegen in der fortge-
setzten Bestandsoptimierung und in ständigen posi-
tiven Ertragszuwächsen, die auch eine weitere
Verbesserung der Finanzstruktur zulassen.

Im Vergleich zu anderen Anbietern konnte sich das
genossenschaftliche Wohnen zunehmend profilie-
ren. Unsere Genossenschaftswohnungen sind
immer noch gefragt. Die „Freie Scholle“ hatte bisher
noch niemals vermietungsbedingten Leerstand zu
verzeichnen. Unsere Genossenschaft stellt mit ihrer
gelebten sozialen Verantwortung mit den aktiven
Partnern, Beirat, Arbeiterwohlfahrt, Naturschutz-
bund Deutschland und der AWO-Kita „Freie Scholle“
ein bewährtes „Miteinander wohnen“ dar.

Die „Freie Scholle“ hat Instrumente zur Risikofrüher-
kennung eingerichtet, die geeignet sind, Entwick-
lungen, die den Fortbestand der Genossenschaft
gefährden, frühzeitig zu erkennen. Diese Instru-
mente sind im Wesentlichen die Aufstellung von
halbjährlichen Erfolgsplänen, von Quartalsberichten
und von wöchentlichen bzw. monatlichen Manage-
mentinformationen sowie die regelmäßigen Bericht-
erstattungen an den Aufsichtsrat. Die Management-
informationen enthalten u. a. Soll-Ist-Vergleiche mit
Planerfüllungsgrad sowie Analysen von Soll-Ist-
Abweichungen, die Hochrechnung des Jahresergeb-
nisses und des Bankenbestandes auf Basis des aktu-
ellen Kenntnisstandes unter Berücksichtigung der
Ist-Werte und ausgewählten Kennziffern zur wirt-
schaftlichen Entwicklung der Genossenschaft. Maß-
nahmen zur Risikominderung werden vom Vorstand

Die voraussichtliche Entwicklung 
mit ihren Chancen und Risiken
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verfolgt und betreffen die Überprüfung und Opti-
mierung der Organisationsstruktur des Unterneh-
mens, die gezielte Hilfestellung bei säumigen Nut-
zern durch die eigene Schuldnerberatung, die
Analyse der Fremdkapitalstruktur und der Zinsrisiken
für die nächsten Jahre. Um das im Geschäftsjahr 2006
vorhandene günstige Zinsniveau für Kreditmittel am
Kapitalmarkt auszunutzen, wurden umfassende
Umschuldungsmaßnahmen vorbereitet, die ab 2006
und den darauf folgenden Jahren umgesetzt wur-
den bzw. werden. Die Zins- und Tilgungsleistungen
konnten daher nachhaltig für die nächsten Jahre
gesenkt werden. Es kam dabei auch zum Abschluss
von Forward-Darlehen. Geschäfte mit derivaten
Finanzinstrumenten hat die „Freie Scholle“ nicht vor-
genommen.

Existenziell gefährdende, außergewöhnliche Risiken
wirtschaftlicher und finanzieller Art, die die Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage der Genossenschaft
nachhaltig beeinträchtigen könnten, waren und sind
nicht erkennbar. Eine Gefährdung der finanziellen
Entwicklung unserer Genossenschaft ist zurzeit nicht
zu befürchten. Die Immobilien sind mit langfristigen
Krediten finanziert und wir haben Forwarddarlehen
in Anspruch genommen. Finanzierungsmöglichkei-
ten und -konditionen könnten sich jedoch ungünstig
entwickeln. Um möglichen Risiken, wie Liquiditäts-
engpässen und Zinsänderungsrisiken vorzubeugen,
werden wir mit Hilfe unseres Risikomanagements
den Bereich Finanzierung regelmäßig kontrollieren.

Voraussichtliche Entwicklung

Auf der Grundlage unserer sich fortschreibenden
Mehrjahresplanungsrechnungen prognostiziert der
Vorstand für die nächsten Jahre weiterhin positive
Geschäftsjahresabschlussergebnisse. Als entschei-
dend für diese Bewertung definieren wir die positi-
ven Ergebnisse der Hausbewirtschaftung, den guten
Instandhaltungszustand der Bestände sowie einen
hohen Grad unserer Mitgliederbetreuung, verbun-
den mit dem Leistungspotenzial unserer Mitarbeiter.
Die erwirtschafteten Überschüsse werden weiterhin
in die zukunftsweisende Erhaltung unserer Wohnan-
lagen fließen und damit die Wettbewerbsqualität
erhöhen und somit den Genossenschaftsbestand
dauerhaft sichern.
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Unter den dargestellten Annahmen rechnen wir wie-
der mit Ertragsüberschüssen in ähnlicher Größen-
ordnung wie in den Vorjahren. Auch die erforderliche
Liquidität wird jederzeit sichergestellt. Die „Freie
Scholle“ verfügt somit über eine solide Basis für eine
weitere gute wirtschaftliche Entwicklung.



Bilanz zum 31. Dezember 2009
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Aktiva

                                                                                                        Geschäftsjahr                           Vorjahr
                                                                                                 €                                    €                        €
Anlagevermögen
Immaterielle Vermögensgegenstände                                                                    3.118,54                4.220,78

Sachanlagen                                                                                        
Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte
mit Wohnbauten                                                            16.911.948,92                                        17.324.676,16
Grundstücke mit Geschäfts- und anderen Bauten               18.061,00                                               24.115,23
Grundstücke ohne Bauten                                                             1,00                                                        1,00
Technische Anlagen und Maschinen                                       8.144,90                                                 9.871,02
Andere Anlagen, Betriebs- u. Geschäftsausstattung           45.578,63          16.983.734,45              31.973,46

Finanzanlagen
Beteiligungen                                                                                                    1.000.760,00         1.490.812,60

Anlagevermögen insgesamt                                                                           17.987.612,99       18.885.670,25

Umlaufvermögen

Vorräte
Unfertige Leistungen                                                       1.500.015,32                                          1.384.217,02
Andere Vorräte                                                                      38.480,03            1.538.495,35              50.704,13

Forderungen und sonstige 
Vermögensgegenstände
Forderungen aus Vermietung                                              19.812,45                                               14.268,77
Sonstige Vermögensgegenstände                                         7.812,37                 27.624,82              20.788,03

Flüssige Mittel
Kassenbestand, Postbankguthaben,
Guthaben bei Kreditinstituten                                                                          1.104.791,72            781.227,19

Rechnungsabgrenzungsposten
Geldbeschaffungskosten                                                      69.189,50                                               78.111,55
Andere Rechnungsabgrenzungsposten                              33.917,71               103.107,21              34.492,59

Bilanzsumme                                                                                                 20.761.632,09       21.249.479,53
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                                                                                                                                    Passiva

                                                                                                         Geschäftsjahr                            Vorjahr
Eigenkapital                                                                                 €                        €                                €

Geschäftsguthaben
der mit Ablauf des Geschäftsjahres
ausgeschiedenen Mitglieder                                                 58.780,00                                             87.169,30
der verbleibenden Mitglieder                                           3.300.154,23                                        3.278.435,52
aus gekündigten Geschäftsanteilen                                        5.270,00           3.364.654,23                        -,—
Rückständige fällige Einzahlungen auf

Geschäftsanteile                         4.501,61 € (4.177,61 €)

Ergebnisrücklagen
Gesetzliche Rücklage                                                           411.111.40                                           411.111.40
davon aus Jahresüberschuss Geschäftsjahr 

eingestellt                                    -,— €   (10.501,32 €)

Bauerneuerungsrücklage                                                                 -,—                                        1.267.508,75
davon aus Jahresüberschuss Geschäftsjahr 

eingestellt                                  -,— € (94.511,92 €)

Andere Ergebnisrücklagen                                               1.222.140,85           1.633.252,25           376.751,39
für das Geschäftsjahr 

entnommen                             422.119,29 € (-,— €)                                         

Bilanzgewinn
Jahresfehlbetrag/Jahresüberschuss                                – 422.199,29                                           105.013,24    
Entnahme aus/Einstellung in Ergebnisrücklagen               422.199,29                           -,—            105.013,24

Eigenkapital insgesamt                                                                                4.997.906,48        5.420.976,36

Rückstellungen
Rückstellungen für Pensionen                                            870.111,00                                           838.632,00
Sonstige Rückstellungen                                                     656.351,84           1.526.462,84           617.643,66

Verbindlichkeiten
Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten                9.899.684,05                                      10.107.282,83
Verbindlichkeiten gegenüber anderen Kreditgebern     2.544.188,35                                        2.611.701,46
Erhaltene Anzahlungen                                                    1.609.226,16                                        1.457.586,24
Verbindlichkeiten aus Vermietung                                        10.882,63                                               7.712,59
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen           110.795,62                                           122.554,84
Sonstige Verbindlichkeiten                                                    58.443,35         14.233.220,16             59.543,17
davon aus Steuern                   12.740,45 € (12.539,35 €)

davon im Rahmen der

sozialen Sicherheit                   477,89 € (-,— €)

Rechnungsabgrenzungsposten                                                                        4.042,61               5.846,38

Bilanzsumme                                                                                                20.761.632,09      21.249.479,53



Gewinn- und Verlustrechnung 
für die Zeit vom 1.1. bis 31.12.2009
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                                                                                                       Geschäftsjahr                              Vorjahr
                                                                                                 €                             €                              €

Umsatzerlöse
aus der Hausbewirtschaftung                                                                           6.177.947,77       5.832.952,32

Erhöhung des Bestandes
an unfertigen Leistungen                                                                                115.798,30          335.360,86

Sonstige betriebliche Erträge                                                                         233.842,80            66.234,82

Aufwendungen für bezogene Lieferungen 
und Leistungen
Aufwendungen für Hausbewirtschaftung                                                       4.019.237,68       3.655.221,84

Rohergebnis                                                                                                    2.508.351,19       2.579.326,16

Personalaufwand
a)  Löhne und Gehälter                                                            865.991,42                                       890.720,98
b) soziale Abgaben und Aufwendungen
    für Altersversorgung                                                         269.497,17        1.135.488,59          269.572,05
     davon für Altersversorgung    84.008,66 € (81.684,68 €)

Abschreibungen auf immaterielle 
Vermögensgegenstände des 
Anlagevermögens und Sachanlagen                                                            438.524,38          449.446,24

Sonstige betriebliche Aufwendungen                                                          273.708,96          281.566,65

Erträge aus Beteiligungen                                                                                   4.750,00              4.750,00

Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge                                                            14.709,38            42.463,43

Abschreibungen auf Finanzanlagen                                                             490.052,60                      -,—

Zinsen und ähnliche Aufwendungen                                                            359.844,69          378.026,55

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit                                      – 169.808,65          357.207,12

Steuern vom Einkommen und Ertrag                                                                       -,—                   85,00

Sonstige Steuern                                                                                               252.310,64          252.278,88

Jahresfehlbetrag/Jahresüberschuss                                                         – 422.119,29          105.013,24

Entnahme aus Ergebnisrücklagen                                                               422.119,29                      -,—

Einstellung in Ergebnisrücklagen                                                                              -,—          105.013,24

Bilanzgewinn                                                                                                                0,00                     0,00



A. Allgemeine Angaben

Die Gliederung der Bilanz und der Gewinn- und Ver-
lustrechnung entspricht dem vorgeschriebenen
Formblatt für Wohnungsunternehmen. Die Gewinn-
und Verlustrechnung wurde unter Anwendung des
branchenüblichen Gesamtkostenverfahrens erstellt.

B. Erläuterungen zu den Bilanzierungs-
und Bewertungsmethoden

Bei Aufstellung der Bilanz  und der Gewinn- und Ver-
lustrechnung wurden folgende Bilanzierungs- und
Bewertungsmethoden angewandt:

Die in der Position „Immaterielle Vermögensgegen-
stände“ enthaltene EDV-Software wird zu Anschaf-
fungskosten aktiviert und wurde über einen Zeit-
raum von drei Jahren, Zugänge ab 2006 innerhalb
von 5 Jahren linear abgeschrieben.

Das Sachanlagevermögen wird grundsätzlich zu
Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten bewertet,
vermindert um planmäßige lineare Abschreibungen
entsprechend der voraussichtlichen Nutzungsdauer.
                                                                                     
Die Abschreibungen für „Grundstücke und grund-
stücksgleiche Rechte mit Wohnbauten“ werden über
80 Jahre vorgenommen. Dies gilt auch für den Neu-
bau Ziekowstraße, wobei die Grundstückskosten für
das Erbbaugrundstück über 75 Jahre und die Außen-
anlagen innerhalb 10 Jahren abgeschrieben werden.
Den Dachgeschossausbauten einschließlich der in
1998 fertig gestellten Gästewohnungen sowie dem
„Umbau Erholungsweg 30/38“ werden eine Nut-
zungsdauer von 50 Jahren unterstellt, die dazu-
gehörigen Außenanlagen werden in 10 Jahren abge-
schrieben. Für den in 1999 erfolgten Büroumbau
wird von einem Nutzungszeitraum von 50 Jahren
ausgegangen.

Eine Restnutzungsdauer von 23 Jahren wird für die
in 2004 erstellten Balkonanbauten im Moränenweg
42/48 berücksichtigt. Mit 22 Jahren Restnutzungs-
dauer wird bei den in 2007 errichteten Balkonanbau-
ten im Steilpfad 72/80 gerechnet. 
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Anhang

Für die Garagen und Gerätehallen liegt ein Nutzungs-
zeitraum von 33 Jahren zugrunde.

Das unter „Grundstücke ohne Bauten“ ausgewiesene
Grundstück Kladow wurde in 2006 mangels Markt-
fähigkeit auf 1 Euro abgeschrieben.

Technische Anlagen und Maschinen sowie Betriebs-
und Geschäftsausstattungen werden bei unter-
schiedlichen Sätzen über 3 bis 19 Jahre zeitanteilig
abgeschrieben.

Geringwertige Wirtschaftsgüter über netto 150 € bis
zu 1.000 € wurden in einen Sammelposten einge-
stellt und werden seit 2008 über einen Zeitraum von
5 Jahren jährlich mit 20 % abgeschrieben.

Die Finanzanlagen werden zu Anschaffungskosten
bilanziert, gemindert um eine außerplanmäßige
Abschreibung wegen voraussichtlich dauernder
Wertminderung. Der Bemessung der Abschreibung
liegt ein Gutachten zur Ermittlung des Unterneh-
menswertes der Verbund Nordberliner Wohnungs-
baugenossenschaften GmbH zugrunde.

Die unfertigen Leistungen enthalten noch nicht
abgerechnete umlagefähige Heiz-, Warmwasser-,
Betriebs- und Wasserkosten. Vorräte sind zu Ein-
standspreisen, Forderungen und sonstige Vermö-
gensgegenstände zum Nennbetrag angesetzt.
Erkennbare Risiken werden durch Abschreibung
berücksichtigt. Die Abschreibung der Geldbeschaf-
fungskosten erfolgt innerhalb der Darlehenslaufzeit
bzw. über kürzere Zinsbindungsfristen.

Die Pensionsrückstellungen werden nach versiche-
rungsmathematischen Grundsätzen nach dem Teil-
wertverfahren auf der Basis eines Zinsfußes von 6 %
(§ 6a EStG) ermittelt.

Die sonstigen Rückstellungen berücksichtigen alle
erkennbaren Risiken und ungewissen Verbindlich-
keiten auf der Grundlage einer vorsichtigen kauf-
männischen Beurteilung. 

Die Verbindlichkeiten werden grundsätzlich zum
Rückzahlungsbetrag passiviert.
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Entwicklung des Anlagevermögens
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Verbindlichkeiten               Insgesamt davon Restlaufzeit                   davon gesichert
                                                                  unter 1 Jahr    1 bis 5 Jahre    über 5 Jahre                           Art  der
                                                       €                        €                        €                          €                      €         Sicherung
Verbindlichkeiten
gegenüber                   9.899.684,05         241.963,21        961.562.57     8.696.158,27     9.899.684,05    GPR
Kreditinstituten                                        (243.267,23)

Verbindlichkeiten
gegenüber anderen    2.544.188,35           81.488,59        299.007,18     2.163.692,58     2.481.927,20    GPR
Kreditgebern                                              (74.154,08)

Erhaltene                     1.609.226,16      1.609.226,16                      -,–                      -,–                      -,–         –
Anzahlungen                                         (1.457.586,24)

Verbindlichkeiten              10.882,63           10.882,63                      -,–                      -,–                      -,–         –
aus Vermietung                                           (7.712,59)

Verbindlichkeiten
aus Lieferungen              110.795,62         104.123,48            6.672,14                      -,–                      -,–         –
und Leistungen                                        (105.479,41)

Sonstige                            58.443,35           26.779,14                      -,–          31.664,21                      -,–         –
Verbindlichkeiten                                       (28.994,28)
Gesamtbetrag         14.233.220,16      2.074.463,21     1.267.241,89   10.891.515,06   12.381.611,25
                                                              (1.917.193,83)

GPR = Grundpfandrecht              (  ) = Vorjahreszahlen

Die Fristigkeiten der Verbindlichkeiten sowie die zur Sicherheit gewährten Pfandrechte
o. ä. Rechte stellen sich wie folgt dar:



Aktiva

Bei der Position Immaterielle Vermögensgegen-
stände ergaben sich in 2009 Zugänge für 
EDV-Anwenderprogramme von 0,3 TEUR, denen
Abschreibungen in Höhe von 1,4 TEUR gegenüber-
standen.

Die Grundstücke und grundstücksgleichen
Rechte mit Wohnbauten haben sich durch plan-
mäßige Abschreibungen um 412,7 TEUR vermindert.

In der Position Grundstücke mit Geschäfts- und
anderen Bauten sind die Werkstattgebäude des
Regiebetriebes und die Garagen aller Siedlungen ent-
halten.

Der Ausweis Grundstücke ohne Bauten zeigt 
den Erinnerungswert eines 12.871 m² großen 
Grundstücks in Berlin-Kladow (siehe Vermerk unter 
B. Erläuterungen).

Unter den Technischen Anlagen und Maschinen
werden die Werkstatt-Maschinen und die Maschinen
der drei Zentralwaschanlagen bilanziert.

Die Position Andere Anlagen, Betriebs- und
Geschäftsausstattung fasst die Bestände der
Betriebsausstattungen der Werkstatt, der Wäsche-
reien, der Spielplätze und des Büros zusammen.

Unter Beteiligungen sind ausgewiesen:

1. Der sich nach außerplanmäßiger Abschreibung
ergebende Buchwert der Beteiligung an der 
Verbund Nordberliner Wohnungsbaugenossen-
schaften GmbH in Höhe von 988,3 TEUR.

Der bisher bilanzierte Anschaffungswert von
1.478,3 TEUR wurde um 490,0 TEUR abgeschrie-
ben, so dass sich der Ansatz des aktuellen Markt-
bzw. Liquidationswertes ergibt (siehe Vermerk
unter B. Erläuterungen).

2. Die Stammeinlage in Höhe von 12.500,– EUR an 
der IMQ Nordverbund Berlin GmbH. 

In den Unfertigen Leistungen werden in Höhe von
1.500,0 TEUR noch nicht abgerechnete, umlage-
fähige kalte und warme Betriebskosten beziffert.
Diese Kosten werden 2010 mit den Bewohnern frist-
gerecht abgerechnet.

Bei den Anderen Vorräten handelt es sich um Heiz-
ölbestände für den Betrieb der Sammelheizungsan-
lagen in Lübars (7,9 TEUR) und der Rosentreterpro-
menade (13,6 TEUR) sowie um das Reparaturmaterial
des Regiebetriebes, welches zum Bilanzstichtag mit
17,0 TEUR bewertet worden ist.

Es bestehen zum Jahresschluss 19,8 TEUR Forde-
rungen aus Vermietung, resultierend aus rück-
ständigen Nutzungsgebühren und Umlagen sowie
aus unbezahlten Entgelten für die Nutzung von
Gästewohnungen. 

Unter den Sonstigen Vermögensgegenständen
sind u. a. Forderungen an das Finanzamt von 
5,9 TEUR ausgewiesen.

Die Flüssigen Mittel gliedern sich in Guthaben bei 
Kreditinstituten, Postbankguthaben und den Kas-
senbestand auf.

Der Aktive Rechnungsabgrenzungsposten zeigt
die Restbuchwerte der Geldbeschaffungskosten
(69,2 TEUR) und der Erschließungskostenbeiträge für
die Siedlung Ziekowstraße, Berlin-Tegel (33,9 TEUR).

C. Erläuterungen zu den wesentlichen
Bilanz- und G. u. V.-Positionen
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Passiva

Die Geschäftsguthaben der verbleibenden Mitglie-
der erhöhten sich im Geschäftsjahr durch Anteilsein-
zahlungen und durch Verrechnung von Wohnungs-
bauprämien um 110,7 TEUR und verminderten sich
durch Abgänge infolge Tod bzw. Kündigungen um
88,9 TEUR.

Vorstand und Aufsichtsrat haben beschlossen, im
Geschäftsjahr 2009 die Zweckbindung der Bauer-
neuerungsrücklage aufzuheben und den Betrag in
Höhe von 1.267,5 TEUR in die Anderen Ergebnis-
rücklagen umzugliedern.

Der Jahresfehlbetrag des Geschäftsjahres 2009 in
Höhe von 422,1 TEUR wird gemäß Beschluss von Auf-
sichtsrat und Vorstand bei Aufstellung des Jahresab-
schlusses durch Entnahme aus den Anderen Ergeb-
nisrücklagen vollständig gedeckt.

Den Rückstellungen für Pensionen wurden 
76,8 TEUR zugeführt, während 45,3 TEUR verbraucht
bzw. aufgelöst wurden. Grundlage für die Bildung
der Pensionsrückstellung war ein versicherungs-
mathematisches Gutachten.

In den Sonstigen Rückstellungen sind folgende
Rückstellungen ausgewiesen:

Aufwendungsdarlehen 
Egidystraße 24/26 505.341,68 €

Unterlassene Instandhaltungs-
aufwendungen 100.000,00 €

Prüfungskosten 20.000,00 €

Kosten der Hausbewirtschaftung 5.244,51 €

Veröffentlichung Jahresabschluss 10.000,00 €

Berufsgenossenschaft 6.500,00 €

Steuerberatungskosten 4.000,00 €
Urlaubsansprüche u. a. 
Personalaufwendungen 5.265,65 €

656.351,84 €
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Von den Verbindlichkeiten gegenüber Kredit-
instituten wurden im Berichtsjahr 839,7 TEUR
getilgt. Darin enthalten sind 627,6 TEUR Sonder-
tilgungen im Rahmen von Umschuldungsmaßnah-
men, denen Zugänge in gleicher Höhe gegenüber-
stehen. Die in 2006 begonnenen umfangreichen
Umfinanzierungen zu verbesserten Darlehenskondi-
tionen werden in 2010 abgeschlossen sein.

Die Verbindlichkeiten gegenüber anderen 
Kreditgebern enthalten Zugänge in Höhe von 
8,7 TEUR, die fast vollständig aus Zinsabgrenzungen
resultieren, und Tilgungen in Höhe von 73,8 TEUR.
Mieterdarlehen bestehen nur noch für sieben Woh-
nungen im Neubau Ziekowstraße/Waidmannsluster
Damm und eine Wohnung im Dachgeschossausbau
Talsandweg.

In der Position Erhaltene Anzahlungen werden
noch nicht abgerechnete Umlagenvorschüsse für
warme und kalte Betriebskosten ausgewiesen. Die-
sen Vorschüssen stehen abrechnungsfähige Kosten
in den „Unfertigen Leistungen“ gegenüber.

Die Verbindlichkeiten aus Vermietung enthalten
vorausgezahlte Nutzungsgebühren und Umlagen
sowie im Voraus entrichtete Übernachtungsentgelte
für die Gästewohnungen.

Bei den Verbindlichkeiten aus Lieferungen und
Leistungen handelt es sich im Wesentlichen um
noch nicht bezahlte bzw. zum Jahresende abge-
grenzte Instandhaltungs- und Betriebskostenrech-
nungen (96,2 TEUR) und um diverse Garantieeinbe-
halte aus Bauleistungen (8,4 TEUR).

Unter den Sonstigen Verbindlichkeiten sind u. a.
Verbindlichkeiten gegenüber Mitgliedern (45,2 TEUR)
aus Auseinandersetzungsguthaben, Wohnungsbau-
prämien und Anteilsüberzahlungen sowie Verbind-
lichkeiten aus der Lohn- und Gehaltsabrechnung
(12,5 TEUR) ausgewiesen.

Der Rechnungsabgrenzungsposten enthält vor-
ausempfangene Erträge für die Schneeräumung in
der Siedlung Tegel.



Gewinn- und Verlustrechnung

Die Umsatzerlöse aus der Hausbewirtschaftung
erfassen die Sollnutzungsgebühren abzüglich Erlös-
schmälerungen. Alle Erträge aus der Vermietung von
Wohnungen, Läden, Garagen und Gästewohnungen
werden in dieser Position ausgewiesen. Ebenso sind
alle Mittel der öffentlichen Förderung und die
Waschgebühren enthalten.

Mietausfälle wegen vermietungsbedingtem Woh-
nungsleerstand traten bei der „Freien Scholle“ im
Geschäftsjahr weiterhin nicht auf.

Die Erhöhung des Bestandes an unfertigen Lei-
stungen ergibt sich aus den Bestandsveränderun-
gen für die noch nicht abgerechneten Umlagen für
Betriebskosten.

Die Position Sonstige betriebliche Erträge hat sich
gegenüber dem Vorjahr um 167,6 TEUR erhöht. Dies
liegt vor allem begründet in den hohen Versiche-
rungserstattungen für den Brandschaden in der Egi-
dystraße 26 (102,1 TEUR). Weiterhin führte ein
gewonnener Rechtsstreit über strittige Erbbauzins-
zahlungen zur Auflösung einer hierfür in den Vorjah-
ren gebildeten Rückstellung in Höhe von 57,9 TEUR.

Dieser Posten beinhaltet außerdem u. a. Erträge aus
Eintrittsgeldern, Erträge aus früheren Jahren, Spen-
den für die Jugendfreizeitstätte, Zuwendungen des
Landes Berlin für die Instandsetzung der Freitreppe
am Beginn der Egidystraße, weitere Erträge aus Ver-
sicherungserstattungen und aus der Auflösung von
Rückstellungen und insbesondere die Erträge der
genossenschaftlichen Gemeinschaftsveranstaltun-
gen.

Als Aufwendungen für Hausbewirtschaftung
sind nur von Dritten bezogene Fremdleistungen
erfasst. Es entstanden Betriebskosten in Höhe von
1.642,8 TEUR, Instandhaltungskosten von 2.108,9
TEUR und andere Aufwendungen mit 267,6 TEUR,
von denen 121,9 TEUR auf Erbbauzinsen für das
Grundstück Ziekowstraße, Ecke Waidmannsluster
Damm und 102,1 TEUR auf weiterbelastete Kosten
für den Versicherungsschaden in der Egidystraße 26
entfallen.

Die durch die Betriebsabrechnung ermittelten antei-
ligen Personal- und Sachaufwendungen (z. B. Haus-

warts- und Handwerkerlöhne) werden nach dem
Prinzip des Primärkostenausweises unter den ent-
sprechenden Aufwandspositionen ausgewiesen und
sind somit nicht in den Instandhaltungs- bzw.
Betriebskosten enthalten.

Der Personalaufwand umfasst sämtliche von der
Genossenschaft im Geschäftsjahr 2009 aufgewende-
ten Personalkosten für die im Regiebetrieb tätigen
Handwerker, die Hauswartin, die Hausbesorger und
die Mitarbeiter in der Verwaltung.

Die Einzeldarstellung der Abschreibungen auf
Sachanlagen ist aus dem Anhang „Entwicklung des
Anlagevermögens“ ersichtlich.

In den Sonstigen betrieblichen Aufwendungen
sind die sächlichen Verwaltungskosten des Unter-
nehmens enthalten, zu denen neben den Sachko-
sten des Büros auch die Aufwendungen für Gemein-
schaftsveranstaltungen, die Mitgliederzeitschrift, die
Vertreterversammlungen und den Aufsichtsrat
gehören. Ferner sind hierin u. a. die Kosten für die
Prüfung des Jahresabschlusses, für die Steuerbera-
tung, Abschreibungen auf Forderungen aus Nut-
zungsgebühren sowie sonstige Gebühren und
Beiträge enthalten.

Eine Dividendenausschüttung aus dem Jahresüber-
schuss 2008 der IMQ Nordverbund Berlin GmbH
erbrachte die Erträge aus Beteiligung.

Die Sonstigen Zinsen und ähnlichen Erträge ent-
halten in 2009 ausschließlich Zinsen aus Guthaben bei
Kreditinstituten. Diese Erträge sind analog zu den
drastisch gesunkenen Bankkonditionen bei der Gut-
habenverzinsung zurückgegangen.
Auf der Grundlage eines Gutachtens zur Ermittlung
des Unternehmenswertes der Verbund Nordberliner
Wohnungsbaugenossenschaften GmbH wurde eine
außerplanmäßige Abschreibung auf Finanz-
anlagen in Höhe von 490,0 TEUR vorgenommen,
welche auch die alleinige Ursache für den Jahresfehl-
betrag des Geschäftsjahres 2009 darstellt.

Die Position Zinsen und ähnliche Aufwendun-
gen enthält u. a. die Aufwendungen für Hypothe-
ken- und Darlehenszinsen und Abschreibungen auf
Geldbeschaffungskosten.

Bei den Sonstigen Steuern handelt es sich im
Wesentlichen um Grundsteuer.
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Außerdem wurde durchschnittlich 1 Auszubildende
beschäftigt.

Mitgliederbewegung
Mitglieder Anteile

Anfang 2009 4.085 6.334
Zugang aus 
Vortragskorrektur * 1 1
Zugang 2009 100 214
Abgang 2009 94 174
Ende 2009 4.092 6.375
* nachträglich erfasster Beitritt aus Teilübertragung in 2008

Die Geschäftsguthaben der verbleibenden Mitglieder
haben sich im Geschäftsjahr vermehrt um 

21.718,71 €

Die Haftsummen haben sich im Geschäftsjahr erhöht
um    3.640,00 €

Der Gesamtbetrag der Haftsummen beläuft sich auf
2.127.840,00 €

Mitglieder des Vorstandes:
Jürgen Hochschild
Jörg Schmidt (ab 01.04.2009)
Rainer Klinke (bis 31.03.2009)

Mitglieder des Aufsichtsrates:
Rainer Schmidt, Aufsichtsratsvorsitzender 
Jörg-Christoph Bayer (ab 25.06.2009)
Karl-Heinz Köhler          
Heinz Liepold
Harald Nehls, stellvertr. Aufsichtsratsvorsitzender
Stefan Schalow
Matthias Schebsdat
Christianna Simon, Schriftführerin
Bernhard Stein                  
Marc-Stephan Garbe (bis 25.06.2009)

Am Bilanzstichtag bestehen keine Forderungen an
Mitglieder des Vorstandes und des Aufsichtsrates.

Name und Anschrift des zuständigen Prüfungs-
verbandes:
Verband Berlin-Brandenburgischer Wohnungsun-
ternehmen e. V., Lentzeallee 107, 14195 Berlin

Berlin, den 6. Mai 2010

Der Vorstand
Jürgen Hochschild       Jörg Schmidt

D. Sonstige Angaben

Es bestehen folgende, nicht in der Bilanz ausgewie-
sene oder vermerkte finanzielle Verpflichtungen, die
für die Beurteilung der Finanzlage von Bedeutung
sind:

Verbindlichkeiten für durch Grundpfandrechte
gesicherte Aufwendungsdarlehen (§ 88 Abs. 3 II.
WoBauG)

Bruttowert 631.641,68 €
Barwert 537.914,68 €
Tilgungssatz 2 %
Tilgungsbeginn im Jahr 2012

Mit Bewilligung der Anschlussförderung vom
24.6.1998 durch die IBB ist der modifizierte Forde-
rungserlass für die Wohnanlage Egidystraße 24/26
entfallen und durch einen Forderungsrücktritt
ersetzt worden. Davon sind bereits 505.341,68 € als
Rückstellung passiviert.

Die Genossenschaft hält zum 31.12.2009 einen Anteil
von 229,5 TEUR (11,81 %) am Stammkapital von
1.943,0 TEUR der Verbund Nordberliner Wohnungs-
baugenossenschaften GmbH, Berlin. Das Eigenkapi-
tal dieser Gesellschaft beträgt per 31.12.2008 TEUR
2.495,0 einschließlich eines Bilanzverlustes von 
50,1 TEUR.

Als Gesellschafter der Verbund Nordberliner Woh-
nungsbaugenossenschaften GmbH haftet die „Freie
Scholle“ gesamtschuldnerisch für eine Eventualver-
bindlichkeit aus Gewährleistungsverpflichtungen
gemäß § 251 HGB in Höhe von 90.308,39 €.

Am gezeichneten Kapital von insgesamt 25,0 TEUR
der in 2006 gegründeten IMQ Nordverbund Berlin
GmbH ist die „Freie Scholle“  mit 12,5 TEUR (50%)
beteiligt. Einschließlich eines kumulierten Bilanzge-
winnes von 52,2 TEUR hat die IMQ per 31.12.2008 ein
Eigenkapital von 77,2 TEUR.

Die Zahl der im Geschäftsjahr durchschnittlich
beschäftigten Arbeitnehmer betrug:

Voll- Teilzeit-
beschäftigte beschäftigte

kaufmännische Mitarbeiter 5 –
technische Mitarbeiter 2 –
Mitarbeiter im Regiebetrieb, 
Hauswarte u. a. 12 6

19 6



Verzeichnis der gewählten Vertreter
und Ersatzvertreter
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Andreas Achelpöhler-Schulte Annemarie Linzenburg

Walter Brandt Wolfgang Menthel

Gerhard Henkel Dorothea Mette

Wolfram Hensch Klaus Müller

Ralph Johanns Richard Nickel

Christa Kamlowsky Klaus Obst

Ulrich Klaus Manfred Ölkers

Hans Joachim Klostius Kurt Prosche

Margot Kober Paul Schlafge

Gerhard Kokavecz Karin Schwarz

Joachim Krause Ursula Seidel

Lotharfritz Kuckei Ralf Wagner

Alois Zitterbart

Seit der letzten Vertreterversammlung wurde 
der Genossenschaft der Tod nachstehender 
Mitglieder gemeldet

Wir werden ihr Andenken stets in Ehren halten!
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Sicher zu Wohnen erscheint vielen von uns als so

selbstverständlich, dass die Verankerung des

Wohnens als Menschenrecht hierzulande fast in

Vergessenheit geraten ist. Den Artikel 25 der Allge-

meinen Erklärung der Menschenrechte, in dem

soziale und wirtschaftliche Rechte verankert sind,

gilt es aber nach wie vor mit Leben zu erfüllen.

Wohnraum kostengünstig und gesichert zu

bauen, für Sie nach Ihren Wünschen zu gestalten

und zu erhalten, ist unser Auftrag und unsere

wichtigste Aufgabe. Im weiteren Sinne unserer

gesellschaftlichen Verantwortung schauen wir

aber auch über die Grenzen Deutschlands hinaus. 

Deshalb sind wir Mitglied der DESWOS Deutsche

Entwicklungshilfe für soziales Wohnungs- und

Siedlungswesen e.V., unserer Fachorganisation

der Wohnungswirtschaft für Entwicklungs-

zusammenarbeit. Sie verfolgt in ihren Hilfsprojek-

ten in den Entwicklungsländern soziale und wirt-

schaftliche Ideen des Haus- und Siedlungsbaus für

ärmste Bevölkerungsschichten. Sie orientiert sich

dabei im Wesentlichen an genossenschaftlichen

Vorbildern und der gegenseitigen Hilfe, aber auch

an modernen Ideen der Gemeinwesenentwick-

lung und des internationalen Erfahrungsaustau-

sches. Es werden nicht deutsche Konzepte expor-

Wohnen ist ein Menschenrecht – bei uns und weltweit

tiert, sondern durch Bewohnerbeteiligung und

Planung mit örtlichen Partnerorganisationen kul-

turell und wirtschaftlich angepasste Wohnlösun-

gen entwickelt.

Die DESWOS steht seit 40 Jahren für das Men-

schenrecht auf Wohnen. Projekte werden in

Afrika, Asien und Lateinamerika durchgeführt. Es

gilt Menschen mit Wohnraum zu versorgen und

ihre Ernährung zu sichern, Arbeit zu schaffen und

Bildung zu vermitteln, Hygiene zu fördern und

Gesundheit zu stärken. Der immer noch aktuelle

Ansatz ist die Hilfe zur Selbsthilfe. Informationen

zur Arbeit der DESWOS finden Sie auf der Website

www.deswos.de oder über die

DESWOS Deutsche Entwicklungshilfe

für soziales Wohnungs- 

und Siedlungswesen e.V.

Innere Kanalstraße 69

50823 Köln

Tel.:  0221 57 989 37

Fax:  0221 57 989 99 

E-Mail: public@deswos.de

Website: www.deswos.de




